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Bessere Verbreitung der Rechte  
durch Menschenrechtsbildung

Der Ausschuss regte in vielen Abschlie-
ßenden Bemerkungen (Aserbaidschan, 
Dänemark, Dschibuti, Iran, Japan und 
Norwegen) an, die Anstrengungen für ein 
breiteres Angebot an Menschenrechtsbil-
dung zu verstärken. Insbesondere solle zur 
Justiziabilität der wirtschaftlichen, sozi-
alen und kulturellen Rechte Schulungen 
für besonders relevante Berufsgruppen 
wie Richter, Verwaltungsbeamte und An-
wälte durchgeführt werden (Albanien und 
Bosnien-Herzegowina). In diesem Zusam-
menhang empfahl der CESCR Österreich, 
einen nationalen Aktionsplan zur Anwen-
dung der Paktrechte zu verabschieden.

Armutsbekämpfung

Vielen Ländern (Albanien, Bosnien-Her-
zegowina, Dschibuti, Österreich, Ruanda 
und Togo) empfahl der CESCR, ihre Stra-
tegien zur Armutsbekämpfung zu verbes-
sern und ihre Bemühungen zu verstärken. 
Belgien solle seinen zweiten Aktionsplan 
zur Armutsbekämpfung schnellstmöglich 
umsetzen. Die Einführung einer Evalu-
ierung der bestehenden gesetzlichen Re-
gelungen zur Armutsbekämpfung wurde 
angeregt und die Erhebung von nach 
Gruppen sortierten Daten empfohlen (Bos-
nien-Herzegowina). Insbesondere sollten 
die Staaten auch marginalisierte Gruppen 
nicht aus dem Blick verlieren und passge-
naue Armutsbekämpfungsstrategien ent-
wickeln. Hierzu zählen neben den ethni-
schen und religiösen Minderheitengrup- 
pen (Albanien und Ruanda) auch Ältere 
und Kinder (Belgien, Bosnien-Herzego-
wina und Norwegen). Der CESCR regte 
an, dafür zu sorgen, dass die Lohnunter-
grenzen oder Mindestlöhne dem Bedarf 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer entsprechend angepasst werden, da-
mit der oder die Einzelne sich selbst und 
seiner oder ihrer Familie einen angemes-
senen Lebensstandard ermöglichen kann 
(Norwegen). Einigen Staaten wurde emp-
fohlen, Mindestrenten einzuführen (Bos-
nien-Herzegowina und Japan) und Ältere 
nicht vom Arbeitsmarkt auszuschließen 
(Aserbaidschan).

Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen

Ein weiterer Punkt, den der Ausschuss öf-
ter ansprach, war die Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit (Ägypten, Aserbai

dschan, Dänemark, Dschibuti, Iran und 
Österreich). Generell regte der Ausschuss 
an, die Ausbildung und Weiterbildung der 
jungen Erwachsenen zu verbessern. Bei 
den Maßnahmen zum Abbau der Arbeits-
losigkeit sollten spezielle Programme für 
marginalisierte Jugendliche aufgelegt wer-
den (Ägypten, Aserbaidschan, Gabun und 
Iran). Ferner empfahl der CESCR Öster-
reich, langfristige Politiken und Strategien 
verbunden mit einem Monitoring und ei-
ner Evaluierung der Maßnahmen einzu-
richten, um die Gründe dafür zu erfor-
schen, warum die jungen Menschen auf 
dem Arbeitsmarkt nicht Fuß fassen und 
welche Gruppen davon besonders betrof-
fen sind. In diesem Zusammenhang wies 
der Ausschuss einige Staaten auf seine All-
gemeine Bemerkung Nr. 18 zum Recht 
auf Arbeit aus dem Jahr 2005 hin.

Stereotypen bekämpfen

Ein weiteres Anliegen im Berichtszeitraum 
stellte die Bekämpfung von Gender-Ste-
reotypen (Aserbaidschan, Bosnien-Herze-
gowina, Dschibuti, Iran und Ruanda) und 
die damit einhergehende Diskriminierung 
dar. Der Ausschuss empfahl, Bewusst-
seinskampagnen durchzuführen. Er leg-
te Gabun nahe, seine Bemühungen zu ver-
stärken, um das Ausmaß an Praktiken mit 
negativen Auswirkungen für Frauen und 
Mädchen, wie beispielsweise Beschnei-
dungen, sexuelle Belästigung und Verge-
waltigungen, einzudämmen. Dschibuti 
empfahl er, das Familienrecht von diskri-
minierenden Bestimmungen zu befreien. 
An Bosnien-Herzegowina und Kuwait 
richtete der CESCR die Empfehlung, ein 
Gleichstellungsgesetz zu verabschieden. 
Insbesondere mahnte er an, Frauen bei der 
Bildung Chancengleichheit zu ermögli-
chen, insbesondere an Universitäten (Iran). 
Er empfahl außerdem, Maßnahmen für 
die Öffnung des Arbeitsmarkts für Frau-
en zu ergreifen (Ägypten, Gabun und Ku-
wait), um den Anteil der Frauen im öffent-
lichen Sektor und in Führungspositionen 
beispielsweise durch Quoten zu erhöhen 
(Aserbaidschan, Bosnien-Herzegowina, 
Dänemark, Japan und Österreich).

Recht auf Gesundheit

Der CESCR erinnerte viele Staaten an die 
Einhaltung des Rechts auf ein Höchst-
maß an Gesundheit. Hierfür müsse der 
Zugang zur Gesundheitsversorgung dis-
kriminierungsfrei von den Staaten ge-

währleistet werden (Ägypten, Albanien, 
Bosnien-Herzegowina, Dschibuti und 
Norwegen). Er regte an, den Budgetanteil 
für die Gesundheitsversorgung deutlich zu 
erhöhen und die Versorgung als solche zu 
verbessern (Ägypten und Albanien). Ins-
besondere solle die Gesundheitsversor-
gung von Kindern und Müttern sicher-
gestellt und in sexuelle und reproduktive 
Gesundheitsmaßnahmen und Familien-
planung investiert werden (Ägypten, Al-
banien, Bosnien-Herzegowina und Ga-
bun). Auch der Ausbau von Maßnahmen 
zur Aufklärung über HIV/Aids müsse vor-
angetrieben werden, um für diese Er-
krankten die bestmögliche Gesundheits-
versorgung zu gewährleisten (Gabun). In 
diesem Berichtszeitraum mahnte der Aus-
schuss auch die Verbesserung der Versor-
gung psychisch Kranker an (Kuwait und 
Norwegen). Er empfahl, Maßnahmen zur 
Behandlung psychisch Kranker auch über 
die Krankenversicherung sicherzustellen. 
In diesem Zusammenhang forderte er Ku-
wait auf, nicht nur die Versorgung in Hei-
men oder geschlossenen Anstalten in den 
Blick zu nehmen, sondern auch Alterna-
tiven auszubauen.

Frauenrechtsausschuss: 
54. bis 56. Tagung 2013
n  Allgemeine Empfehlungen zu Frauen 

in bewaffneten Konflikten und zum 
Personenstandsrecht

n  Viele Individualbeschwerden unzulässig

Stefanie Lux

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Stefanie 

Lux, Frauenrechtsausschuss: 51. bis 53. Tagung 

2012, VN, 5/2013, S. 229ff., fort.)

Im Jahr 2013 befasste sich der Ausschuss 
zur Beseitigung jeder Form der Diskrimi-
nierung der Frau (CEDAW) wieder ausführ-
lich mit der Rechtsauslegung des Über-
einkommens zur Beseitigung jeder Form 
der Diskriminierung der Frau (kurz: Frau-
enrechtskonvention). Seine 23 unabhän-
gigen Sachverständigen verabschiedeten 
zwei Allgemeine Empfehlungen – die ers-
ten seit dem Jahr 2010. Zudem trafen sie 
Entscheidungen zu fünf Individualbe-
schwerden und hielten zwei Tage der All-
gemeinen Diskussion ab. Die Frauen-



Vereinte Nationen  5/2014										           221

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen | Sozialfragen und Menschenrechte 

rechtskonvention hatten Ende 2013, seit 
2011 unverändert, 187 Staaten ratifiziert. 
Dem Fakultativprotokoll zum Überein-
kommen, welches die Individualbeschwer-
de ermöglicht, waren zum selben Zeit-
punkt 104 Staaten beigetreten.

Individualbeschwerden

Im Fall M.K.D.A.-A. gegen Dänemark 
erklärte der CEDAW die Beschwerde ei-
ner philippinischen Mutter für unzuläs-
sig. Die Frau hatte sich anderthalb Jahre 
vor Dänemarks Gerichten darum bemüht, 
ihren Sohn wieder mit in die Philippinen 
nehmen zu dürfen, was der dänische Va-
ter verweigerte. Mehrere dänische Ge-
richte hatten der Frau jedoch zwischen-
zeitlich Recht gegeben. Damit sei sie nicht 
länger Opfer einer Diskriminierung im 
Sinne von Artikel 2 des Fakultativpro-
tokolls und die Beschwerde damit unzu-
lässig, urteilte der Ausschuss.

Die drei Fälle M.S. gegen Dänemark, 
M.N.N. gegen Dänemark und M.E.N. ge-
gen Dänemark wurden alle von Beschwer-
deführerinnen eingereicht, deren Anträge 
auf Asyl in Dänemark abgelehnt worden 
waren. M.S. aus Pakistan hatte angeführt, 
ihr drohe sexuelle Belästigung bei einer 
Rückkehr in ihr Land. M.N.N. hatte sich 
gegen eine Ausweisung nach Uganda ge-
wehrt, da sie dort einem hohen Risiko ei-
ner erzwungenen Genitalverstümmlung 
ausgesetzt sei. Der CEDAW erklärte beide 
Fälle für unzulässig, da die Beschwerde-
führerinnen nicht hinreichend belegt hät-
ten, dass eine Rückkehr in ihre Länder sie 
einem realen, vorhersehbaren und persön-
lichen Risiko von schweren Formen ge-
schlechtsspezifischer Gewalt aussetzen 
würde. M.E.N. hatte angegeben, bei ei-
ner Rückkehr nach Burundi einem hohen 
Risiko, vergewaltigt zu werden, ausgesetzt 
zu sein. Bevor sie das Land verlassen hat-
te, war sie von drei Männern vergewal-
tigt worden, dies hätte mit ihren politi-
schen Aktivitäten zu tun gehabt. Die 
Mehrheit des CEDAW befand jedoch, 
dass M.E.N. nationale Rechtsbehelfe nicht 
ausreichend ausgeschöpft habe.

Die Beschwerde im Fall Maïmouna 
Sankhé gegen Spanien wurde vom Aus-
schuss ebenfalls als nicht zulässig abge-
lehnt. Sankhé hatte in Spanien gegen die 
Ablehnung ihres Antrags auf eine Arbeits-
erlaubnis geklagt. Zu einer Anhörung vor 
dem spanischen Verfassungsgericht er-
schien sie jedoch nicht, da sie sich laut eige-

ner Aussage keinen Anwalt leisten konnte. 
Da die Beschwerdeführerin nicht detail
liert dargelegt hatte, warum ihre Mittel 
nicht ausreichen, erklärte der Ausschuss, 
dass nicht alle nationalen Rechtsmittel 
ausgeschöpft worden seien.

Allgemeine Empfehlungen

Wirtschaftliche Folgen der Ehe

Mit dem Augenmerk auf wirtschaftliche 
Auswirkungen von Ehe, Familienbezie-
hungen und ihrer Auflösung in seiner All-
gemeinen Empfehlung Nr. 29 (54. Tagung) 
möchte der CEDAW einen Leitfaden auf-
stellen. Dieser soll sicherstellen, dass Ver-
tragsstaaten die Gleichstellung von Män-
nern und Frauen im Hinblick auf wirt- 
schaftliche Kosten und Gewinne von Ehe 
und Beziehungen de jure und de facto ge-
währleisten. Laut Ausschuss haben Frauen 
oft nicht den gleichen Nutzen des Fami-
lienvermögens und sind häufig vom Zu-
sammenbruch der Familie wirtschaftlich 
stärker betroffen.

In vielen Vertragsstaaten seien die Per-
sonenstandsgesetze (Ehe, Scheidung, Sor-
gerecht und so weiter) von den Verfas-
sungsbestimmungen zur Gleichberechti- 
gung ausgenommen, oder Entscheidun-
gen darüber werden ethnischen und reli-
giösen Gemeinschaften überlassen. Diese 
Gesetzgebung sei diskriminierend und 
verstoße gegen die Artikel 2, 5, 15 und 
16 des Übereinkommens, so der CEDAW. 
Staaten sollen eine einheitliche (geschrie-
bene) Familiengesetzgebung verabschie-
den und darüber hinaus sicherstellen, dass 
alle Ehen registriert werden, um die Rech-
te der Ehepartner im Todesfall oder bei 
einer Scheidung besser zu schützen. In den 
Gesetzen mehrerer Länder wird der Mann 
als Haushaltsvorstand festgelegt und ihm 
die alleinige Entscheidungsgewalt in wirt-
schaftlichen Fragen zugestanden. Laut 
Ausschuss ist dies unzulässig. Staaten sind 
verpflichtet zu gewährleisten, dass beide 
Ehepartner den gleichen Zugang zum Ehe-
vermögen haben und die gleiche Rechts- 
und Handlungsfähigkeit, das Vermögen 
zu verwalten. 

Auch wenn die Gesetzgebung neutral 
erscheint, werden Männer bei der Güter-
teilung oder bei Unterhaltsregelungen oft 
indirekt begünstigt, zum Teil aufgrund 
der traditionellen Rollenverteilung oder 
weil nichtfinanzielle Beiträge (Kinderer-
ziehung und Haushaltsführung, Unter-

stützung des Partners in seinem Beruf) 
nicht oder nur unzureichend angerechnet 
werden. Laut CEDAW sollte Leitprinzip 
bei Eheauflösungen sein, dass alle wirt-
schaftlichen Vor- und Nachteile von bei-
den Parteien in gleichem Maße getragen 
werden. Im Falle des Todes eines Ehepart-
ners sollten Witwen und Witwer recht-
lich gleichgestellt werden.

Frauen und bewaffnete Konflikte

In seiner Allgemeinen Empfehlung Nr. 30 
(56. Tagung) beschäftigt sich der CEDAW 
eingehend mit den Rechten von Frauen 
im Zusammenhang mit Konflikten, Kon-
fliktprävention und Post-Konflikt-Situa-
tionen. Dabei bekräftigte der Ausschuss 
seine Auffassung, dass die Verpflichtun-
gen unter dem Übereinkommen im Falle 
von bewaffneten Konflikten oder Besat-
zung für die Vertragsstaaten weiter gel-
ten und auch extraterritorial anwendbar 
sind, sofern sich Personen unter der ef-
fektiven Kontrolle des Vertragsstaats oder 
seiner Organe befinden. Der CEDAW geht 
noch weiter und bekräftigt zudem, dass 
Vertragsstaaten auch dafür verantwort-
lich sind, Verstöße privater Akteure, zum 
Beispiel nationaler Unternehmen unter ef-
fektiver Kontrolle des Staates, zu unter-
binden, auch wenn diese außerhalb des 
Staatsgebiets tätig sind. Weiterhin unter-
streicht der Ausschuss, wie wichtig es ist, 
Frauen an Maßnahmen der Konfliktprä-
vention angemessen zu beteiligen. In der 
Vergangenheit seien Frauen bei präventi-
ver Diplomatie und Diskussionen zu Mi-
litärausgaben und Abrüstung nur selten 
angemessen vertreten gewesen. Nach Ein-
schätzung des CEDAW verstärken be-
waffnete Konflikte oft bestehende Un-
gleichheiten. Frauen und Mädchen wer-
den immer öfter bewusst zu Zielscheiben 
und sind verschiedenen Formen von Ge-
walt ausgesetzt, seien es willkürliche 
Tötungen, Folter, sexuelle Gewalt oder 
Zwangsprostitution. 

Der Ausschuss fordert die Staaten auf, 
alle Formen dieser Gewalt zu verbieten, 
rigoros zu verfolgen und zu bestrafen. Zu-
dem sollen die Vertragsstaaten sicherstel-
len, dass die Opfer schnell medizinisch 
und psychosozial versorgt werden. Er 
weist ferner darauf hin, wie wichtig es 
ist, vertriebene Frauen zu schützen und die 
Bildung von Mädchen auch in Konflikt-
zeiten zu gewährleisten. Frauen überneh-
men zwar während des Konflikts oft 
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neue Verantwortung, als Haushaltsvor-
stand, in der Politik oder auch als Solda-
tinnen; in Post-Konflikt-Situationen, in 
Übergangszeiten und in der Wiederauf-
bauphase werden ihre Stimmen dann je-
doch oft nicht gehört. Der Ausschuss be-
tont mit Nachdruck, dass eine kritische 
Masse von Frauen an Verhandlungen, frie-
denserhaltenden Aktivitäten und huma-
nitärer Hilfe beteiligt sein muss. Frauen 
sollten auch in Demobilisierungs- und Re-
integrationsprogrammen einbezogen wer-
den. Soldatinnen und Frauen, die in un-
terstützender Funktion in Armeen und 
bewaffneten Gruppen tätig waren, wür-
den in diesen Programmen oft übersehen. 

Der CEDAW hielt im Jahr 2013 drei 
Tagungen in Genf ab: 54. Tagung: 11.2.–
1.3., 55. Tagung: 8.–26.7. sowie 56. Ta-
gung: 30.9.–18.10.). Auf den drei Tagun-
gen behandelte er insgesamt 22 Staaten- 
berichte. Im Folgenden seien einige der 
Abschließenden Bemerkungen zu diesen 
Berichten beispielhaft dargestellt. 

54. Tagung

Auf der Frühjahrstagung prüfte der Aus-
schuss die Berichte aus Angola, Griechen-
land, Mazedonien, Österreich, Pakistan, 
Ungarn und Zypern.

Der Ausschuss nahm lobend zur 
Kenntnis, dass Österreich den Haushalt 
des Bundesministeriums für Bildung und 
Frauen beinahe verdoppelt hat. Kritisch 
bewertet wurde die Tatsache, dass Ein-
richtungen zur Sicherung der Gleichstel-
lung der Geschlechter hinsichtlich ihrer 
Strukturen, Mandate und Ressourcen von 
einem Bundesland zum anderen unter-
schiedlich sind. Generell seien die Ver-
fahren, denen sich Frauen gegenüberse-
hen, wenn sie gegen Diskriminierung vor- 
gehen wollen, zu komplex und zu kom-
pliziert. Besorgnis äußerte man angesichts 
fortwährender stereotyper Rollenbilder, 
welche die Verantwortung für die Kinder-
betreuung hauptsächlich bei Frauen sehen. 
Dies wirke sich auf die Ausbildungswege 
von Frauen aus. 

Der CEDAW zeigte sich außerdem be-
sorgt über die ungleiche Verteilung von 
Männern und Frauen in Branchen und Be-
rufen, die Konzentration von Frauen im 
schlechter bezahlten Dienstleistungsbe-
reich und in Teilzeitbeschäftigung sowie 
die starken geschlechtsspezifischen Ein-
kommensunterschiede. Die Novellierung 
des Gleichbehandlungsgesetzes aus dem 

Jahr 2011, in dem Unternehmen verpflich-
tet wurden, alle zwei Jahre Einkommens-
berichte vorzulegen und damit Transpa-
renz zu schaffen, wurde ausdrücklich be- 
grüßt. Der Ausschuss legte der Regierung 
jedoch nahe, die aktuelle Beschränkung 
auf Betriebe mit mehr als 150 Angestell-
ten aufzuheben. 

55. Tagung

Auf der Sommertagung beurteilte der 
CEDAW den Stand der Umsetzung der 
Konvention in Afghanistan, Bosnien-Her-
zegowina, Kap Verde, Kuba, der Demo-
kratischen Republik Kongo, der Domini-
kanischen Republik, Serbien sowie Groß- 
britannien und Nordirland.

Der Ausschuss äußerte sich anerken-
nend zu den Bemühungen der Regierung 
Afghanistans in den vergangenen zehn 
Jahren, ein gesetzliches Rahmenwerk zum 
Schutz der Rechte von Frauen zu verab-
schieden und umzusetzen, darunter ein 
Gesetz zur Beseitigung von Gewalt gegen 
Frauen und die Einführung einer Quo-
tenregelung für das Parlament. Zufrie-
den zeigten sich die Sachverständigen auch 
ob der Zusicherung der Regierung, dass 
die Frauenrechte im Rahmen der Friedens-
verhandlungen nicht eingeschränkt wür-
den. Ein Frauenbeirat wurde ins Leben 
gerufen, um die Teilhabe von Frauen am 
Friedensprozess zu gewährleisten. Im Ho-
hen Friedensrat, der als unabhängiges 
Gremium die Friedensverhandlungen zwi-
schen Anführern der Taliban und der Re-
gierung führt, hingegen sind nur neun 
von 70 Mitgliedern Frauen. 

Besonders besorgt zeigte sich der Aus-
schuss angesichts der weit verbreiteten Ge-
walt gegen Frauen. Gewaltakte und schäd-
liche Praktiken werden häufig nicht ange- 
zeigt, aufgrund kultureller Überzeugun-
gen, aber auch aus Angst vor Vergeltung 
und Stigmatisierung durch Familie und 
Gemeinde. Zwar gebe es Bemühungen der 
Regierung, den Zugang von Frauen zur 
Justiz zu vereinfachen, in Fällen von Ge-
walt gegen Frauen verweisen Staatsanwäl-
te und Polizei allerdings oft an die tradi-
tionelle Gerichtsbarkeit für Beratung und 
Vermittlung.

 Der Ausschuss zeigte sich sehr erfreut 
angesichts der Bemühungen der Regie-
rung, die Einschulungsrate von Mädchen 
zu steigern und des starken politischen 
Willens, dieses Ziel durch Mobilisierung 
auf allen Ebenen zu erreichen. In der Ge-

sellschaft herrschen jedoch weiter vorwie-
gend negative Einstellungen zur Bildung 
von Mädchen vor; es fehlen qualifizierte 
Lehrerinnen, die Infrastruktur ist mangel-
haft und der Weg zur nächsten Schule 
weit. Zudem nehmen Angriffe und Dro-
hungen gegen Mädchenschulen durch be-
waffnete Gruppen zu. 

56. Tagung 

Auf seiner Herbsttagung bewertete der 
CEDAW die Situation der Frauen in An-
dorra, Benin, Kambodscha, Kolumbien, 
Moldau, den Seychellen und Tadschiki-
stan.

Nach Ansicht des Ausschusses ist das 
Übereinkommen nicht ausreichend in das 
Rechtssystem von Kambodscha integriert. 
Besorgt zeigte er sich daher, als Kambo-
dschas Delegation bekräftigte, die Regie-
rung halte es auch weiterhin nicht für nö-
tig, die Gesetzgebung anzupassen, um 
eine umfassende Definition von Diskri-
minierung aufzunehmen. Kritisch sah der 
CEDAW ferner, dass bisher kein einziger 
Fall von Diskriminierung vor den Gerich-
ten des Landes verhandelt wurde. Kam-
bodscha hat seine Lehrpläne sowie Schul-
bücher überarbeitet, um stereotype Rol- 
lenbilder zu beseitigen. Der Ausschuss for-
derte dahingehend stärkere Bemühun-
gen. Chbab Srey, der traditionelle Verhal-
tenskodex für Frauen und Mädchen, sei 
weiter tief verwurzelt in der kambodscha-
nischen Kultur und bestimme das tägliche 
Leben von Frauen und Mädchen in Fami-
lie und Gesellschaft. Die Maßnahmen der 
Regierung zur Stärkung der Teilhabe von 
Frauen im Justizwesen und in der Ver-
waltung auf Provinzebene nahmen die 
Sachverständigen zur Kenntnis, doch blie-
ben Frauen auf allen Ebenen des öffentli-
chen und politischen Lebens unterreprä-
sentiert. Die Zahl der Frauen in der Na- 
tionalversammlung habe sogar mit den 
Wahlen von 2013 wieder abgenommen. 
Bemängelt wurde zudem die nicht ausrei-
chend wirksame Verfolgung von Gewalt 
gegen Frauen; diese sei durch geringes Ver-
trauen in die Justiz und die negative Ein-
stellung vieler Justizmitarbeiter und Poli-
zisten gegenüber Frauen, die Opfer von 
Gewalt wurden, behindert. Im Bildungs-
bereich kritisierte man den Mangel an wei-
terführenden Schulen in vielen Gemein-
den; Schülerinnen würden so gezwungen, 
ihre Ausbildung abzubrechen, da sie nicht 
in städtische Gebiete umziehen können.


